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____________________ 
 
Verordnung des Landratsamtes Cham über die 
Wasserschutzgebiete Sommerau in der Gemeinde 
Lohberg, Landkreis Cham für die öffentliche Was-
serversorgung der Gemeinde Lohberg, Landkreis 
Cham vom 16.08.2019 
 

Kennzahlen der Schutzgebiete: 
 
2210 6844 00124, 2210 6844 00125, 2210 6844 00126 
 
Das Landratsamt Cham erlässt aufgrund des § 51 Abs. 
1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 31.07.2009 
(BGBl I S. 2585), geändert durch Gesetz vom 
04.12.2018 (BGBl I S. 2254) i. V. m. Art. 31 Abs. 2 und 
63 des Bayer. Wassergesetzes (BayWG) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 25. Februar 2010 (GVBl S.66, 
130, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch § 5 des 
Gesetzes vom 24.07.2019 (GVBl. S. 408) folgende 
Verordnung: 

§ 1 Allgemeines 
Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung der 
Gemeinde Lohberg, Landkreis Cham werden für das 
Quellgebiet Sommerau in der Gemeinde Lohberg die in 
§ 2 näher umschriebenen Schutzgebiete festgesetzt. 
Für diese Gebiete werden die Anordnungen nach den 
§§ 3 bis 7 erlassen. Als Begünstigter gemäß § 51 Abs. 
1 Satz 2 WHG wird die Gemeinde Lohberg als Träger 
der Wasserversorgung benannt. 

 
§ 2 Schutzgebiete 

(1)Das Quellgebiet Sommerau besteht aus 3 Schutzge-
bieten und umfasst insgesamt 3 Fassungsbereiche 
(Schutzzonen WI) und 3 engere Schutzzonen (Schutz-
zonen W II). 
 

(2a) Das Schutzgebiet Sommerau 1 (Hanslquelle) be-
steht aus einem Fassungsbereich (Schutzone WI) und 
einer engeren Schutzzone (Schutzzone WII). 
 
Die Schutzzone WI des Schutzgebiets Sommerau 1 
umfasst ganz oder teilweise die Grundstücke Fl.Nrn. 
1222/1, 1222 und 1225 Gemarkung Lohberg, Gemein-
de Lohberg. 
 
Die Schutzzone WII des Schutzgebiets Sommerau 1 
umfasst ganz oder teilweise die Grundstücke Fl.Nrn. 
1214/2, 1215, 1216, 1218, 1219, 1220, 1221, 1222, 
1225, 1229, 1280 Gemarkung Lohberg, Gemeinde 
Lohberg. 
 
(2b) Das Schutzgebiet Sommerau 2 (Werthersquelle) 
besteht aus einem Fassungsbereich (Schutzone WI) 
und einer engeren Schutzzone (Schutzzone WII). 
 
Die Schutzzone WI des Schutzgebiets Sommerau 2 
umfasst ganz oder teilweise die Grundstücke Fl.Nrn. 
1223/3 und 1223 Gemarkung Lohberg, Gemeinde Loh-
berg. 
 
Die Schutzzone WII des Schutzgebiets Sommerau 2 
umfasst ganz oder teilweise die Grundstücke Fl.Nrn. 
1206, 1214, 1215, 1216, 1217, 1218, 1219, 1220, 1221, 
1222, 1223, 1296 Gemarkung Lohberg, Gemeinde 
Lohberg. 
 
(2c) Das Schutzgebiet Sommerau 3 (Woferlhannes-
quellen) besteht aus einem Fassungsbereich (Schutzo-
ne WI) und einer engeren Schutzzone (Schutzzone 
WII). 
 
Die Schutzzone WI des Schutzgebiets Sommerau 3 
umfasst ganz oder teilweise die Grundstücke Fl.Nrn. 
1204/2, 1208 und 1207 Gemarkung Lohberg, Gemein-
de Lohberg. 
 
Die Schutzzone WII des Schutzgebiets Sommerau 3 
umfasst ganz oder teilweise die Grundstücke Fl.Nrn. 
1204/4, 1206, 1207, 1209, 1210, 1211, 1212, 1213/3, 
1213/4, 1213/5, 1213/6, 1213/10, 1213/11, 1296, 
1296/1, 1296/3, 1297/2, 1308, 1324/2 Gemarkung Loh-
berg, Gemeinde Lohberg. 
 

(3) Die Grenzen des Schutzgebiets und der einzelnen 
Schutzzonen sind in den im Anhang (Anlage 1) veröf-
fentlichten Lageplan eingetragen, der Bestandteil dieser 
Verordnung ist. Die genaue Grenze der Schutzzone 
verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücks-
grenze oder, wenn die Schutzzonengrenze ein Grund-
stück schneidet, auf der der Fassung näheren Kante 
der gekennzeichneten Linie. 

mailto:amtsblatt@lra.landkreis-cham.de
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(4) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnun-
gen der in den Schutzgebieten gelegenen Grundstücke 
berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen 
nicht.  
 

(5) Die Fassungsbereiche sind durch eine Umzäunung 
und die engere Schutzzone, soweit erforderlich, in der 
Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht

 
§ 3 Verbote, Beschränkungen sowie Duldungs- und Handlungspflichten 

(1) Es sind 
 in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone W II 

1. bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zuge-
lassenen Maßnahmen) 

1.1 Aufschlüsse oder Veränderungen der Erd-
oberfläche, auch wenn Grundwasser nicht 
aufgedeckt wird, vorzunehmen oder zu 
erweitern; insbesondere Fischteiche, Kies-, 
Sand- und Tongruben, Steinbrüche, Über-
tagebergbau und Torfstiche 
 

verboten, ausgenommen Bodenbearbeitung im Rah-
men der ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaftli-

chen Nutzung 

1.2 Wiederverfüllung von Erdaufschlüssen, 
Baugruben und Leitungsgräben sowie 
Geländeauffüllungen 

verboten 

1.3 Leitungen zu verlegen oder zu erneuern 
(ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 6.11) 
 

verboten 

1.4 Durchführung von Bohrungen 
 nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe 

1.5 Untertage-Bergbau, Tunnelbauten 
 verboten 

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1) 
2.1 Rohrleitungsanlagen zum Befördern von 

wassergefährdenden Stoffen zu errichten 
oder zu erweitern 
 

verboten 

2.2 Anlagen nach § 62 WHG zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen zu errichten 
oder zu erweitern 
 

verboten 

2.3 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
nach § 62 WHG außerhalb von Anlagen 
nach Nr. 2.2 (siehe Anlage 2, Ziffer 3) 
 

verboten 

2.4 Abfall i. S. d. Abfallgesetze und bergbauli-
che Rückstände abzulagern (die Behand-
lung und Lagerung von Abfällen fällt unter 
die Nrn. 2.2 und Nr. 2.3) 
 

verboten 

2.5 genehmigungspflichtiger Umgang mit radi-
oaktiven Stoffen im Sinne des Atomgeset-
zes und der Strahlenschutzverordnung 
 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 
3.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu errich-

ten oder zu erweitern  
 

verboten 

3.2 Regen- oder Mischwasserentlastungsbau-
werke zu errichten oder zu erweitern 
 

verboten 

3.3 Trockenaborte  
 verboten 

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten 
3.5 Anlagen zur Versickerung von Abwasser 

oder Einleitung oder Versickerung von 
Kühlwasser oder Wasser aus Wärmepum-

verboten 
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 in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone W II 

pen ins Grundwasser zu errichten oder zu 
erweitern(siehe Anlage 2,Ziffer 4) 

3.6 Anlagen zur Versickerung des von Dach-
flächen abfließenden Wassers zu errichten 
oder zu erweitern 
(auf die Erlaubnispflichtigkeit nach § 8 Abs. 
1 WHG i. V. mit § 1 NWFreiV wird hinge-
wiesen) 

verboten 

3.7 Abwasserleitungen und zugehörige Anla-
gen zu errichten oder zu erweitern verboten 

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Hand-
lungen 

4.1 Straßen, Wege und sonstige Verkehrsflä-
chen zu errichten oder zu erweitern 

nur zulässig für  
- öffentliche Feld- und Waldwege, beschränkt-

öffentliche Wege, Eigentümerwege und Privatwege 
- und bei breitflächigem Versickern des abfließenden 

Wassers 
4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten oder zu 

erweitern verboten 

4.3 wassergefährdende auswaschbare oder 
auslaugbare Materialien (z. B. Schlacke, 
Teer, Imprägniermittel u. Ä.) zum Straßen-, 
Wege-,  Eisenbahn- oder Wasserbau zu 
verwenden 

verboten 

4.4 Baustelleneinrichtungen, Baustofflager zu 
errichten oder zu erweitern verboten 

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzurichten oder zu 
erweitern; Camping aller Art verboten 

4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu erwei-
tern verboten 

4.7 Großveranstaltungen durchzuführen verboten 
4.8 Friedhöfe zu errichten oder zu erweitern verboten 
4.9 Flugplätze einschl. Sicherheitsflächen, 

Notabwurfplätze, militärische Anlagen und 
Übungsplätze zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

4.10 militärische Übungen durchzuführen verboten 
4.11 Kleingartenanlagen zu errichten oder zu 

erweitern verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf 
Freilandflächen, die nicht land-, forstwirt-
schaftlich oder gärtnerisch genutzt werden 
(z.B. Verkehrswege, Rasenflächen, Fried-
höfe, Sportanlagen) 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur standort- und bedarfsgerechte Düngung mit Mine-
raldünger zulässig 

4.14 Beregnung von öffentlichen Grünanlagen, 
Rasensport- und Golfplätzen verboten 

5. bei baulichen Anlagen 
5.1 bauliche Anlagen zu errichten oder zu 

erweitern  verboten 

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten 
5.3 Stallungen zu errichten oder zu erweitern1 

 verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfüllen von 
Jauche, Gülle, Silagesickersaft zu errich- verboten 

                                                 
1 Es wird auf die Anlage 7 AwSV„Besondere Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, 
Festmist, Silagesickersäften (JGS-Anlagen) derVerordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
und über Fachbetriebe (AwSV) in der jeweils geltenden Fassung hingewiesen, die nähere Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u. a. Lecka-
geerkennung) enthält. Arbeitsblätter mit Musterplan sind bei der ALB Bayern e.V. erhältlich (Arbeitsblatt Nr. 10.15.04 „Lagerung von Flüssig-
mist", Nr. 10.15.07, „Nr.10.09.01 „Flachsilos und Sickersaftableitung"). 
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 in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone W II 

ten oder zu erweitern1 

5.5 Ortsfeste Anlagen zur Gärfutterbereitung 
zu errichten oder zu erweitern1 verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 
6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Festmist, 

Gärsubstrat aus Biogasanlagen, Festmist-
kompost  

verboten 

6.2 Düngen mit sonstigen organischen und 
mineralischen Stickstoffdüngern (ohne Nr. 
6.3) 

nur zulässig, wenn die Stickstoffdüngung in zeit- und 
bedarfsgerechten Gaben erfolgt, insbesondere nicht 
- auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar folgenden 
Zwischen- oder Hauptfruchtanbau 
- auf Grünland vom 01.10. bis 01.03. (ausgenommen 
Festmist in Zone III) 
- auf Ackerland vom 01.10. bis 01.03. (ausgenommen 
Festmist in Zone III) 
- auf Brachland 

6.3 Ausbringen oder Lagern von Klärschlamm, 
klärschlamm-haltigen Düngemitteln, Fäkal-
schlamm oder Gärsubstrat bzw. Kompost 
aus zentralen Bioabfallanlagen 

verboten 

6.4 Ganzjährige Bodenbedeckung durch Zwi-
schen- und Hauptfrucht 

erforderlich,  
soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich. 
Eine wegen der nachfolgenden Fruchtart unvermeidba-
re Winterfurche darf erst ab dem 01.11. erfolgen. Zwi-
schenfrucht vor Mais oder Sonnenblumen darf erst ab 
dem 01.04. eingearbeitet werden. 

6.5 Lagern von Festmist, Sekundärrohstoff-
dünger oder Mineraldünger auf unbefestig-
ten Flächen 

verboten 

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb von ortsfes-
ten Anlagen  verboten 

6.7 Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferch-
tierhaltung verboten 

6.8 Wildfutterplätze und Wildgatter zu errichten verboten 
6.9 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln aus 

Luftfahrzeugen oder zur Bodenentseu-
chung 

verboten 

6.10 Beregnung landwirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzter Flächen verboten 

6.11 landwirtschaftliche Dräne und zugehörige 
Vorflutgräben anzulegen oder zu ändern 

nur zulässig für Instandsetzungs- und Pflegemaßnah-
men 

6.12 besondere Nutzungen im Sinne von Anla-
ge 2, Ziffer 7 neu anzulegen oder zu erwei-
tern 

verboten 

6.13 Rodung, Kahlschlag größer als 1.000 m² 
oder eine in der Wirkung gleichkommende 
Maßnahme (siehe Anlage 2, Ziffer 8) 

Verboten (ausgenommen bei Kalamitäten) 

6.14 Nasskonservierung von Rundholz verboten 
6.15 Anlegen von Holzlagerplätzen verboten zum Zweck der Holzbehandlung wie Konser-

vierung, Behandlung mit Pflanzenschutzmitteln u.ä. 
In den Fassungsbereichen (Schutzzone I) sind sämtli-
che unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte Handlungen 
verboten. Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen 
im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung durch 
Befugte des Trägers der öffentlichen Wasserversor-
gung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder 
der von ihm Beauftragten. 
 
Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und 
2 gelten hinsichtlich der Nummern 3.6 und 5.1 nicht für 
Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und –
ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversor-

gung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder 
der von ihm Beauftragten.  
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§ 4 Befreiungen 
 

(1) Für die Erteilung von Befreiungen von Verboten des 
§ 3 gilt § 52 Abs.1 Sätze 2 und 3 WHG.  
Das Landratsamt Cham kann danach eine Befreiung 
erteilen, wenn der Schutzzweck nicht gefährdet wird 
oder überwiegende Gründe des Wohls der Allgemein-
heit dies erfordern. Es hat eine Befreiung zu erteilen, 
soweit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschrän-
kungen des Eigentums erforderlich ist und hierdurch 
der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 
 
(2)Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist wi-
derruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 
 
(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Cham 
vom Grundstückseigentümer verlangen, dass der frühe-
re Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl 
der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der Was-
serversorgung, erfordert. 
 

§ 5 
Beseitigung und Änderung bestehender Einrich-

tungen 
 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben die 
Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung beste-
hen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder 
Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung 
des Landratsamtes Cham zu dulden, sofern sie nicht 
schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die 
Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern. 
 
(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 4 
WHG i.V.m. §§ 96-98 WHG und Art. 57 BayWG Ent-
schädigung zu leisten. 
 

§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes 
 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, 
dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der 
Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hin-
weiszeichen kenntlich gemacht werden. 
 

§ 7 Kontrollmaßnahmen 
 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben  
Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz be-
stimmten Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln 
durch Beauftragte des Landratsamtes Cham und durch 
Personal des Wasserversorgungsunternehmens zur 
Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieser Ver-
ordnung zu dulden. 
 
(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegeta-
tions- und Wasserproben und die hierzu notwendigen 
Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasserschutz-
gebiet durch Beauftragte des Landratsamtes Cham zu 
dulden. 
 
(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke 
durch Bedienstete des Trägers der öffentlichen Was-
serversorgung, die durch diese Verordnung geschützt 
ist, oder der von ihm Beauftragten, zur Wahrnehmung 
der Eigenüberwachungspflichten gemäß § 3 der Ver-

ordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversor-
gungs- und Abwasseranlagen (Eigenüberwachungs-
verordnung – EÜV - ) in der jeweils geltenden Fassung 
zu gestatten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und technische Ermittlungen und Prüfungen zu 
ermöglichen. 
 

§ 8 Entschädigung und Ausgleich 
 

(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser 
Verordnung ergehende Anordnung das Eigentum un-
zumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht 
durch eine Befreiung nach § 4 oder andere Maßnah-
men vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist 
über die Fälle des § 5 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG 
i.V.m. §§ 96 bis 98 WHG und Art. 57 BayWG eine Ent-
schädigung zu leisten. 
 
(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser 
Verordnung ergehende Anordnung erhöhte Anforde-
rungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder 
forstwirtschaftliche Nutzung einschränken oder Mehr-
aufwendungen für den Bau und Betrieb land- oder 
forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen zur Folge haben, 
ist für die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nach-
teile ein angemessener Ausgleich nach Art. 32 i.V.m. 
Art. 57 BayWG zu leisten. 
 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a, Abs.2 WHG, Art. 74 Abs. 2 
Nr.1 BayWG kann mit Geldbuße bis zu 50.000 Euro 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1.einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 zuwider-
handelt, 
 
2.eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung 
vornimmt, ohne die mit der Befreiung verbundenen 
Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen, 
Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5 und 7 
nicht duldet. 
 

§ 10 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Cham in 
Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landratsamtes 
Regen vom 06.05.1976 über das Wasserschutzgebiet 
in der Gemeinde Lohberg für die öffentliche Wasserver-
sorgung Sommerau der Gemeinde Lohberg außer 
Kraft. 
 
Cham, den 16.08.2019  Landratsamt Cham 

Markus Müller 
stellv. Landrat 
 

 
Anlagen 1 und 2 (Bestandteile der Schutzgebiets-
verordnung):
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Anlage 2:  
Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2, 3, 5 und 6 
 
1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 
„Wassergefährdende Stoffe” sind feste, flüssige und 
gasförmige Stoffe und Gemische, die geeignet sind, 
dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen Ausmaß 
nachteilige Veränderungen der Wasserbeschaffenheit 
herbeizuführen, und die nach Maßgabe von Kapitel 2 
als wassergefährdend eingestuft sind oder als wasser-
gefährdend gelten ( vgl. § 2 Abs. 2 AwSV). 
 
2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (zu Nr. 2.2) 
Im Fassungsbereich und in der engeren Schutzzone 
sind Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen nicht zulässig.  
 

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B. im Zusammen-
hang mit Kompostieranlagen oder Wertstoffhöfen fallen. 
An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten Haus-
halten zur regelmäßigen Abholung (z. B. Mülltonnen) 
werden keine besonderen Anforderungen gestellt. 
 
3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außer-
halb von Anlagen (zu Nr. 2.3) 
Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 

- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln etc. nach den Maßgaben der Nr. 4.12, 
4.13, 6.1, 6.2, 6.5 und 6.6, 

- Straßensalzung im Rahmen des Winterdiens-
tes, 

- das Mitführen und Verwenden von Betriebsstof-
fen für Fahrzeuge und Maschinen, 

- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch, 
- Kompostierung im eigenen Garten. 

 

Entsprechend AwSV werden an Abfüllplätze von Heiz-
ölverbraucheranlagen über die betrieblichen Anforde-
rungen hinaus keine Anforderungen gestellt. Es gilt 
Anlage 3 zur AwSV (Merkblatt zu Betriebs- und Verhal-
tensvorschriften beim Betrieb von Heizölverbraucheran-
lagen). 
 

Wassergefährdende Stoffe  
Es ist jeweils die aktuelle Fassung der „ Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV)“ zu beachten (abrufbar im Internet 
https://www.gesetze-im-internet.de/awsv/ ) 
Für Stoffe, deren Wassergefährdungsklasse (WGK) 
nicht sicher bestimmt ist, wird WGK 3 zugrunde gelegt. 
Im Folgenden werden einige in Haushalt, Landwirt-
schaft und Industrie gebräuchliche Stoffe und deren 
Einstufung in die jeweilige Wassergefährdungsklasse 
gemäß AwSV beispielhaft aufgeführt. Ebenso sind viele 
Abfälle wassergefährdende Stoffe: 
 
WGK 1 WGK 2 WGK 3 
schwach wasser-
gefährdende Stoffe 

wasserge-
fährdende 
Stoffe 

stark was-
sergefähr-
dende Stoffe 

„Biodiesel“;   schwe-
res Heizöl 

Dieselkraft-
stoff;   leichtes 

Ottokraftstoffe 
(Benzin, Su-

 
reine Schmieröle auf 
Mineralölbasis  
 
Ethanol (Alkohol, 
Brennspiritus) 
 
Glykol (in Kühlmit-
teln) 
Essigsäure (Entkal-
ker) 
Salzsäure 
Schwefelsäure (z.B. 
in Autobatterien) 
 
Auftausalz, Viehsalz 
 
 
Düngemittel wie 
Flüssigdünger AHL 
Ammoniumnitrat, -
sulfat  
Kaliumnitrat, -sulfat  
Dicyandiamid (DI-
DIN) 

Heizöl 
 
Schmieröle 
auf Mineral-
ölbasis mit 
Zusätzen (Mo-
torenöl, Hyd-
rauliköl, Ge-
triebeöl) 
 
Dichlormethan 
(in Abbeizmit-
teln) 
Formaldehyd 
(als Konser-
vierungsmittel 
in Lacken und 
Klebern) 
Natriumhy-
pochlorit 
(Chlorbleich-
lauge) 
Toluol, Xylol 
(in sog. Nitro-
verdünnern) 
einige Pflan-
zenschutzmit-
tel, z.B.  
Terbutylazin  
Bentazon  
Ethephon 

per) 
Altöle 
 
einige Lö-
sungsmittel, 
z.B. 
Tetrachlo-
rethen  
         (chem. 
Reinigung) 
Trichlorethen  
         (zur Me-
tallentfettung) 
Quecksilber  
Teer (Abdich-
tmittel) 
die meisten 
Pflanzen-
schutzmittel, 
z.B. 
Cypermethrin  
Lindan 
Isoproturon 
 

 

4. Anlagen zur Versickerung von häuslichem und 
kommunalem Abwasser (zu Nr. 3.5) 
Das Abwasser ist vor der Versickerung nach strengeren 
als den Mindestanforderungen gemäß der Abwasser-
verordnung (AbwV) http://www.gesetze-im-
internet.de/abwv/index.html in der jeweils geltenden 
Fassung zu reinigen. Die Anforderungen richten sich 
dabei nach den einschlägigen Merkblättern des Bayer. 
Landesamtes für Umwelt, abrufbar im Internet unter 
https://www.lfu.bayern.de/wasser/merkblattsammlung/in
dex.htm   
5a. Stallungen (zu Nr. 5.3)  
5a.1 mit Flüssigmistverfahren: 
Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinheiten 
ist das erforderliche Speichervolumen für Gülle auf 
mindestens zwei Behälter aufzuteilen. 
 
40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen 
bei folgenden Höchststückzahlen für einzelne Tierarten 
an: 
 
Tierart An-

zahl 
Ein-
heit 

Umrechnung in 
Dungeinheiten (DE) 

Milchkühe 40 Stück 1 Stück 
 

= 

1,0
0 

D
E 

Mastbullen 65 Stück 1 Stück 
= 

0,6
2 

D
E 

Mastkälber, 
Jungmastrin-
der 

150 Stück 1 Stück 
= 

0,2
7 

D
E 

Mastschwei- 300 Stück 1 Stück 0,1 D

         
 

      
     

        
      

     
 

 
   

   
 

    

         
 

      
     

        
      

     
 

 
   

   
 

    

https://www.gesetze-im-internet.de/awsv/
http://www.gesetze-im-internet.de/abwv/index.html
http://www.gesetze-im-internet.de/abwv/index.html
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ne = 3 E 
Legehennen, 
Mastputen 

3.500 Stück 100 
Stück = 

1,1
4 

D
E 

sonst. Mast-
geflügel 

10.00
0 

Stück 100 
Stück = 

0,4
0 

D
E 

 

 
Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 
120 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei 
mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entspre-
chenden Dungeinheiten aufzusummieren. 
 
5a.2 mit Festmistverfahren 
Bei Tierbeständen über 80 Dungeinheiten ist das erfor-
derliche Speichervolumen für Jauche auf mindestens 
zwei Behälter aufzuteilen. 
Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 
160 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei 
mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entspre-
chenden Dungeinheiten aufzusummieren 
 
5a.3 mit gemischten Entmistungsverfahren: 
Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig 
entsprechend 5a.1 und 5a.2 zu ermitteln. 
 
5a.4 Befreiung nach § 4 der Wasserschutzgebietsver-
ordnung: 
Die Erteilung einer Befreiung nach § 4 ist bei bestands-
geschützten landwirtschaftlichen Betrieben möglich, 
wenn dies betriebsbedingt notwendig ist (Existenzsiche-
rung) und das erhöhte Gefährdungspotential durch 
technische Anforderungen ausgeglichen werden kann, 
wenn dadurch der Trinkwasserschutz gewährleistet ist.  
 
5b. Stallungen (zu Nr. 5.3)  
Bei Gülle- bzw. Jauchekanälen ist zur jährlichen Dicht-
heitsprüfung eine Leckageerkennung für die Fugenbe-
reiche entsprechend Anlage 7 AwSV vorzusehen. Wei-
tere Informationen im Internet unter 
https://www.lfu.bayern.de/wasser/umgang_mit_wgs/anl
agenverordnung/index.htm  
Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot 
und Harn anfallen, sind gemäß der VAwS flüssigkeits-
undurchlässig (Beton mit hohem Wassereindringwider-
stand) auszuführen und jährlich durch Sichtprüfung auf 
Undichtigkeiten zu kontrollieren. 
 

Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-
betrieblich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die ein-
zeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit reparierbar sind. 
 
Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die 
Zuleitungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Re-
paratur jederzeit möglich ist. Dies kann durch einen 
zweiten Lagerbehälter oder eine ausreichende Spei-
cherkapazität der Güllekanäle gewährleistet werden. 
Hinsichtlich der Dichtheitsprüfungen wird auf die Anlage 
7 der AwSV hingewiesen. 
 

Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere 
DIN 1045, sind zu beachten. 
 

Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der Kreisverwal-
tungsbehörde und dem Wasserversorgungsunterneh-
men 14 Tage vorher anzuzeigen. 

 

Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus 
einem in Zone III A vorhandenen Anwesen entstehen, 
gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vorhandene 
Anwesen“. 
 
6. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhal-
tung (zu Nr. 6.7) 
Eine dauerhaft flächige Verletzung der Grasnarbe liegt 
dann vor, wenn das wie bei herkömmlicher Rinderweide 
unvermeidbare Maß (linienförmige oder punktuelle Ver-
letzungen im Bereich von Treibwegen, Viehtränken 
etc.) überschritten wird. 
 
7. Besondere Nutzungen sind folgende landwirt-
schaftliche, forstwirtschaftliche und gärtnerische 
Nutzungen (zu Nr. 6.12) 
- Weinbau 
- Hopfenanbau 
- Tabakanbau 
- Gemüseanbau 
- Zierpflanzenanbau 
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
 
Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derarti-
ger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rahmen des 
ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei 
gleichbleibender Größe der Anbaufläche. 
 
8. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleich-
kommende Maßnahmen (zu Nr. 6.13) 
Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche alle 
aufstockenden Bäume in einem oder in wenigen kurz 
aufeinander folgenden Eingriffen entnommen werden, 
ohne dass bereits eine ausreichende übernehmbare 
Verjüngung vorhanden ist und daher durch die Hiebs-
maßnahme auf der Fläche Freilandbedingungen (Kli-
ma) entstehen. 
 

Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist 
eine Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume 
stehen bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls 
Freiflächenbedingungen entstehen. 
 

Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder 
mehrere benachbarte Waldbesitzer Hiebe durchführen, 
die in der Summe zu den oben genannten Freiflächen-
bedingungen führen.  
 

Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer 
Waldbesitzer auf räumlich getrennten Teilflächen zuläs-
sig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Verord-
nung lediglich in der Summe überschreiten  
Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, 
Schneebruch oder durch Schädlingsbefall zu verstehen, 
deren Beseitigung nur durch die Entnahme aller geschä-
digten Bäume und daher unter Umständen nur durch 
Kahlschlag möglich ist.  
 
  

https://www.lfu.bayern.de/wasser/umgang_mit_wgs/anlagenverordnung/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/wasser/umgang_mit_wgs/anlagenverordnung/index.htm


93 

Haushaltssatzung des Schulverbandes Lam für das 
Haushaltsjahr 2019 

I. 
Auf Grund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayer. Schulfi-
nanzierungsgesetzes (BaySchFG) und Art. 40 ff. des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit – 
KommZG – i. V. m. Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern – GO – hat die Schulverbands-
versammlung des Schulverbandes Lam in ihrer öffentli-
chen Sitzung am 30.07.2019 folgende Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2019 beschlossen, die 
hiermit gemäß Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG und Art. 
40 ff. KommZG i. V. m. Art. 65 Abs. 3 GO amtlich be-
kannt gemacht wird: 
 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt. 
Er schließt im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 516.400,00 € 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 27.400,00 € 
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
Schulverbandsumlage: 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Be-

darf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben 
des Verwaltungshaushalts wird für das Jahr 2019 
auf 406.700,00 € festgesetzt und nach der Zahl der 
Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulver-
bandes umgelegt (Verwaltungsumlage). 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird 
die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 
01. Oktober 2018 auf 191 Verbandsschüler festge-
setzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 
2.129,32 € festgesetzt. 

4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben 
nach dem Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht aufgenommen. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2019 
in Kraft. 

II. 
Das Landratsamt Cham hat als Rechtsaufsichtsbehörde 
mit Schreiben vom 06.08.2019, Komm1-941.60 (2019) 
festgestellt, dass die Haushaltssatzung keine genehmi-
gungspflichtigen Bestandteile enthält. 
 

III. 
Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der Veröffentli-
chung der Bekanntmachung eine Woche lang bei der 
Geschäftsstelle des Schulverbandes Lam in 93462 
Lam, Schulweg 4 während der allgemeinen Dienststun-
den zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 

Lam, 14.08.2019                  Schulverband Lam 
                                             Paul Roßberger 

                                Schulverbandsvorsitzender 
 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Wald für 
das Haushaltsjahr 2019 

I. 
Aufgrund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) und Art. 40 ff. 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) i.V.m. Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO) hat die Schulverbandsver-
sammlung des Schulverbandes Wald in ihrer öffentli-
chen Sitzung am 18.12.2018 folgende Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2019 beschlossen, die 
hiermit gemäß Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG und Art. 
44 ff. KomZG i.V.m. Art. 65 Abs. 3 GO amtlich bekannt 
gemacht wird: 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

 
1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der Er-
träge von 561.300,00 €, dem Gesamtbetrag der Auf-
wendungen von 561.300,00 € und dem Saldo (Jahres-
ergebnis) von 0,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit dem Gesamt-
betrag der Einzahlungen von 560.400,00 €, dem Ge-
samtbetrag der Auszahlungen von 560.400,00 € und 
einem Saldo von 0,00 € 
b) aus Investitionstätigkeit mit dem Gesamtbetrag der 
Einzahlungen von 0,00 € dem Gesamtbetrag der Aus-
zahlungen von 0,00 € und einem Saldo von 0,00 € 
c) aus Finanzierungstätigkeit mit dem Gesamtbetrag 
der Einzahlungen von 0,00 € dem Gesamtbetrag der 
Auszahlungen von 0,00 € und einem Saldo von 0,00 € 
d) und dem Saldo des Finanzhaushalts von 0,00 € 
ab. 

§ 2 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Aus-
zahlungen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen in künftigen Jahren werden nicht festge-
setzt. 

§ 4 
Der durch Erträge nicht gedeckte Bedarf zur Finanzie-
rung der Aufwendungen wird auf 404.900,00 € festge-
setzt. 
Das Umlagesoll wird nach der Zahl der Verbandsschü-
ler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
Die für die Berechnung der Schulverbandsumlage 
maßgebende Schülerzahl (Stand 1. Oktober 2018) 
beträgt 91 Verbandsschüler. 
Die Verbandsumlage wird auf 4.449,45 € je Verbands-
schüler festgesetzt. 
Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt. 
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Es errechnen sich folgende Umlagebeträge: 
Verbandsumlage 
 
Gemeinde Wald 87 VS 387.102,20 € 
Gemeinde Zell 4 VS 17.797,80 € 

 
§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen nach dem Haushaltsplan 
wird auf 100.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
 

II. 
Das Landratsamt Cham hat als Rechtsaufsichtsbehörde 
mit Schreiben vom 05.02.2019, Komm1-941.70 (2019) 
festgestellt, dass die Haushaltssatzung keine genehmi-
gungspflichtigen Bestandteile enthält. 
 

III. 
Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der Veröffentli-
chung der Bekanntmachung eine Woche lang bei der 
Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Wald, 
Hauptstr. 14, 93192 Wald während der allgemeinen 
Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Wald, 12.02.2019 Schulverband Wald 

Hugo Bauer  
Schulverbandsvorsitzender 

 
_____________ 

 
 

Die Stadt Roding beabsichtigt für den 
Neubau des Kindergartens Mitterdorf fol-
gende Bauleistung öffentlich auszu-
schreiben und zu vergeben: 

 
Flachdacharbeiten 
 
Die Angaben nach § 12 VOB Teil A sind im Internet 
unter www.roding.de oder auf der Vergabeplattform  
www.auftraege.bayern.de nachzulesen. 
 
Die Verdingungsunterlagen können nur über die Verga-
beplattform www.auftraege.bayern.de ab dem 
23.08.2019 angefordert werden. Hinweis: Abgabe der 
Angebote nur in Papierform 
 
Roding, 19.08.2019 Stadt Roding  
 Franz Reichold 
 Erster Bürgermeister 
 

_______________ 
 

 


